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Empfehlungen fiir mehr Effizienz und
Wirksamkeit bei steuerfinanzierten
Sozialleistungen

Handlungsfeld 1: Bund/Lander

Der Bund finanziert vielfach Aufgaben von Landern und Kommunen, kann deren Umsetzung je-
doch nur eingeschrankt steuern und kontrollieren. Dies fuhrt zu Fehlanreizen, etwa bei der Grund-
sicherung fur Arbeitsuchende. Der Bund ist auf kooperatives Verhalten der Ldnder und Kommunen
angewiesen. Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung sollten in einer Hand liegen.

Das Grundgesetz weist Bund und Landern jeweils eigene Kompetenzen zu. Dabei ist die Verantwor-
tung fur die Aufgabe grundsatzlich mit der Verantwortung fur die Finanzierung verbunden. Dieser
Grundsatz hat bei den steuerfinanzierten Sozialleistungen weitgehende Durchbrechungen erfah-
ren. So wird die Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit einem Finanzierungsanteil des Bundes von
51,7 Mrd. Euro in 2024 von insgesamt 404 Jobcentern bundesweit umgesetzt. Dabei erbringen die
Kommunen alleine (104 sog. Jobcenter in zugelassener kommunaler Tragerschaft) oder zusammen
mit der Bundesagentur fur Arbeit (Bundesagentur) die Leistungen (300 sog. gemeinsame Einrich-
tungen).

Diese Konstellation fuhrt zu Schwachpunkten. Beispielhaft genannt sei

- die Finanzierung der kommunalen Leistungen fir Kosten der Unterkunft nach SGB II, die
der Bund bis zu 74 % tragt. Dafur gab der Bund im Jahr 2024 rund 12,4 Mrd. Euro aus. Die Lan-
der fuhren die Aufgabe nicht im Auftrag des Bundes, sondern als eigene Angelegenheit aus (Ar-
tikel 104a Absatz 3 Satz 3 Grundgesetz). Die Aufsicht liegt bei den zustandigen obersten Lan-
desbehdérden. Der Bund kann deshalb die ihm bei der Auftragsverwaltung zur Verfiigung



stehenden Aufsichts- und Kontrollinstrumente nicht einsetzen. Dies hat zur Folge, dass der
Bund nicht unmittelbar steuern und kontrollieren kann, ob die Bundesmittel zweckentspre-
chend und wirtschaftlich eingesetzt werden. Prifungen des Bundesrechnungshofes zeigen,
dass klare und bundeseinheitliche Vorgaben und Kontrollen fur eine wirtschaftliche Mittelver-
wendung sowie fur einen einheitlichen Gesetzesvollzug unerlasslich sind: Jobcenter beurteilten
die Angemessenheit der Kosten der Unterkunft nach unterschiedlichen Mal3staben. Sie Uber-
nahmen lberproportional hohe Kosten, verzichteten auf Nachweise und hatten keinen Uber-
blick Gber Personen in unangemessenem Wohnraum. Abrechnungsfehler der Lander bei der
Bundesbeteiligung gehen zulasten des Bundeshaushalts.

die fehlende Einwirkungsmaoglichkeit des Bundes auf die Jobcenter in zugelassener kommu-
naler Tragerschaft. Die Aufsichts- und Weisungsrechte fur Jobcenter in zugelassener kommu-
naler Trager liegen ausschlie3lich bei den Landern (8 48 Absatz 1 SGB II). Der Bundesrech-
nungshof stellt regelmalig fest, dass die Jobcenter in zugelassener kommunaler Tragerschaft
hohere Fehlerquoten aufweisen als die Jobcenter in gemeinsamer Einrichtung. Die héheren
Fehlerquoten sind leistungs- und themenubergreifend und betreffen das Kerngeschaft der Job-
center, also Beratung, Vermittlung, Aktivierung und Leistungsgewahrung.

der mangelnde Einfluss des Bundes auf die Verausgabung der Verwaltungskosten der Job-
center. Der Bund tragt 84,8 % der Verwaltungsausgaben, im Jahr 2024 insgesamt 6,5 Mrd.
Euro, kann aber den effizienten Einsatz u. a. des Personals nicht oder nur begrenzt steuern.
Dies gilt auch bei den gemeinsamen Einrichtungen, wo der Bund neben den Léandern nur mit
einem Stimmenanteil von 50 % auf organisatorische und personalwirtschaftliche Angelegenhei-
ten Einfluss nehmen kann (8 44c SGB II). Gleichzeitig stellt er in den gemeinsamen Einrichtun-
gen inzwischen mehr als 70 % des Personals.

Prufungen in diesen Bereichen zeigen insgesamt, dass unterschiedliche Interessenlagen einen

unwirtschaftlichen Mitteleinsatz beglnstigen und der Bund nicht unmittelbar steuern und kontrol-

lieren kann. Diese Méangel sind verflechtungsbedingt und damit systemimmanent.

Vor diesem Hintergrund sollten

-

die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Lédndern entflochten werden. Aufgaben- und Finanzie-
rungsverantwortung sollten in einer Hand liegen. Ein Beispiel fiir Entflechtung ist die in 2023 ge-
plante Regelung im Entwurf zum Bundeskindergrundsicherungsgesetz, das eine klare Trennung von

Aufgabenzustdndigkeit und Finanzierung zwischen Bund und Lédndern vorgesehen hat.

zumindest - falls eine Entflechtung nicht méglich ist - die Aufsichtsrechte des Bundes gestdrkt und
verbessert geregelt werden. Hier bestehen rechtliche Instrumente. So kénnte die Bundesregierung,
soweit die zugelassenen kommunalen Tréger bundesfinanzierte Leistungen erbringen, mit Zustim-
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften zu grundlegenden Rechtsfragen der
Leistungserbringung erlassen (8 48 Absatz 2 Satz 2 SGB ).


https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/231252/03ba5526b535a176575fff2e39a1496e/befassung-bundeskabinett-data.pdf

Handlungsfeld 2: Burgergeld

Die Regelungen zum Burgergeld sind haufig schwer anwendbar. Sie enthalten im Vergleich zu an-
deren Leistungsgesetzen oft weniger strenge Anforderungen. Die Regelungen sollten praxisge-
rechter, wirksamer und einheitlich ausgestaltet werden.

Im Folgenden werden vier Bereiche aufgefuhrt, in denen Regelungsbedarf besteht.
1) Handlungsmadéglichkeiten bei fehlender Mitwirkung

Wenn Burgergeldbeziehende nicht ausreichend an der Arbeitsvermittlung mitwirken, fehlen den
Jobcentern wirksame Handlungsoptionen. Anders als im SGB III (8 138 Absatz 1 Nummer 3) ist der
Bezug von Burgergeld nicht an eine tatsachliche Mitwirkung in der Arbeitsvermittiung gekoppelt.
Dies schwacht den Grundsatz des ,Forderns” und das Ziel, Eigenverantwortung zu starken und eine
schnelle Arbeitsaufnahme zu erreichen.

-  Es sollte eine gesetzliche Regelung geschaffen werden, die Jobcentern rechtssichere und einfach an-
wendbare Instrumente bei fehlender Mitwirkung gibt.

2) Milder Mal3stab der ,,Zumutbarkeit”

Erwerbsfahige Burgergeldbeziehende muissen sich bemuihen, ihre Hilfebedurftigkeit zu beenden
oder zu verringern. Zwar ist grundsatzlich jede Arbeit oder Malinahme zumutbar, doch gelten im
SGB II teilweise mildere Mal3stabe als in anderen Rechtsgebieten.

So kénnen Burgergeldbeziehende Arbeit ablehnen, wenn dafiir ein Umzug oder eine doppelte
Haushaltsfuhrung erforderlich waren. Im SGB III gelten solche Anforderungen grundsatzlich als
zumutbar. Der Unterschied ist sachlich nicht begrtindet.

- Die Regelungen zur Zumutbarkeit von Umztigen und doppelter Haushaltsfiihrung im SGB II sollten
an § 140 SGB III angeglichen werden.

Nach einer Weisung der Bundesagentur gilt die Teilnahme an Sprach- und Integrationskursen fur
Burgergeldbeziehende mit Kindern unter drei Jahren grundsatzlich als unzumutbar. Dadurch ver-
zogert sich der Spracherwerb und die Integration. Ein solche pauschale Ausnahme ist im Aufent-
haltsgesetz und den zugehdrigen Verwaltungsvorschriften (8 44a Aufenthaltsgesetz) nicht vorgese-
hen.

- Sprach- und Integrationskurse sollten auch fiir Biirgergeldbeziehende mit Kindern unter drei Jahren
grundsdtzlich zumutbar sein; Ausnahmen sind nur in begrtindeten Fdllen vorzusehen.



3) Karenzzeiten bei unangemessener Unterkunft

Jobcenter Ubernehmen die Unterkunftskosten von Blrgergeldbeziehenden im ersten Jahr (Karenz-
zeit) vollstandig, auch wenn sie unangemessen hoch sind. Eine Prifung der Angemessenheit zu Be-
ginn der Karenzzeit ist im SGB II - anders als im SGB XII - nicht vorgesehen. In der Praxis beginnt
die Prufung oft erst am Ende oder nach Ablauf der Karenzzeit, was Kostensenkungsverfahren ver-
z6gert und Bund sowie Kommunen ldnger belastet.

- Eine gesetzliche Regelung - in Anlehnung an § 35 Absatz 2 SGB XII - sollte die Priifung der Angemes-
senheit bereits zu Beginn des Biirgergeldbezugs vorschreiben und damit Kostensenkungsverfahren
unmittelbar nach Ablauf der Karenzzeit ermdglichen.

4) Selbstandige im Biirgergeldbezug

Fast 65.000 Selbstandige beziehen zusatzlich Birgergeld, viele von ihnen dauerhaft. Im SGB II sind
die Jobcenter nicht verpflichtet, die Tragfahigkeit der Selbstandigkeit zu prtfen. Weil eine solche
gesetzliche Grundlage fehlt, beziehen die Jobcenter Selbstandige haufig nicht in ihre Vermittlungs-
bemihungen ein - selbst dann nicht, wenn die Selbstandigkeit offensichtlich keine Perspektive bie-
tet. Dadurch verbleiben viele Selbstandige dauerhaft im Leistungsbezug.

- Das SGB I sollte regeln, dass die Jobcenter die Tragfdhigkeit der Selbsténdigkeit systematisch priifen
und Selbstdndige konsequenter in die Vermittlung einbeziehen.

Handlungsfeld 3: Datenaustausch und IT

Der Datenaustausch zwischen Behdrden weist nach wie vor erhebliche Schwachstellen auf. Oft be-
steht ein Flickenteppich unterschiedlicher IT-L6sungen. Empfehlenswert ware, fur gleiche Aufga-
ben eine einheitliche Software einzusetzen. Jedenfalls sollten IT-Schnittstellen einen elektronischen
Datenaustausch erméglichen. Beides sollte verpflichtend genutzt werden.

Die Bundesagentur stellt den Jobcentern in gemeinsamer Einrichtung einheitliche IT-Verfahren zur
Verfiigung. Die Jobcenter in zugelassener kommunaler Tragerschaft sind nicht an die IT der Bunde-
sagentur angeschlossen und kénnen nicht dazu verpflichtet werden. Sie betreiben eigene IT-Fach-
verfahren. Diese verschiedenen Softwarel6sungen ohne die erforderliche IT-Schnittstelle zwischen
den Jobcentern in zugelassener kommunaler Tragerschaft und den Agenturen fur Arbeit (Agentu-
ren) erschweren den Datenaustausch. Auch untereinander sind die Jobcenter in zugelassener kom-
munaler Tragerschaft nicht vernetzt. Nach den Prufungserkenntnissen des Bundesrechnungshofes
findet der Datenaustausch teilweise manuell statt (per E-Mail oder postalisch). Dieses Verfahren ist
zeitaufwandig, fehleranfallig und bindet personelle Ressourcen. Dadurch kann sich die Integration
von Leistungsberechtigten verzdgern.



- Fir gleiche Aufgaben sollte eine einheitliche Software eingesetzt werden. Soweit dies nicht méglich
sein sollte, sind IT-Schnittstellen zu schaffen, die einen digitalen Datenaustausch erméglichen. Beides
sollte verpflichtend genutzt werden.

Handlungsfeld 4: Aufgabenverlagerung

Werden Aufgaben in andere Sozialsysteme verlagert, besteht das Risiko ineffizienter Strukturen.
Aufgabenverlagerungen sollten gesamtstaatlich betrachtet werden: Einsparungen in einem System
sollten nicht zu héheren Aufwanden in anderen Systemen fihren. Die Effizienz einer Regelung
sollte nicht beeintrachtigt werden.

Aktuelle Aufgabenverlagerungen in andere Sozialsysteme zeigen: Die Einsparungen des Bundes
gehen zu Lasten des Beitragshaushalts der Bundesagentur oder der Landerhaushalte.

1) Férderung der beruflichen Weiterbildung und der beruflichen Rehabilitation von Biirgergeld-
berechtigten

Der Gesetzgeber hat mit dem Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 die Férderung beruflicher Wei-

terbildung und beruflicher Rehabilitation zum 1. Januar 2025 von den Jobcentern auf die Agenturen
Ubertragen. Den Einsparungen im Einzelplan 11 von 900 Mio. Euro stehen im Jahr 2025 Mehrausga-
ben im Beitragshaushalt der Bundesagentur von tber 1 Mrd. Euro gegenuber. Die Bundesagentur
hat fur die neue Aufgabe im Jahr 2025 insgesamt 696 neue Stellen erhalten. Ein Stellenabbau bei
den Jobcentern ist hingegen durch das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales (BMAS) bisher
nicht nachgewiesen.

Statt der Jobcenter bewilligen und finanzieren nunmehr die Agenturen diese Fordermalinahmen.
Bei dem Beratungsprozess zur Forderung der beruflichen Weiterbildung vereinbaren die Agentu-
ren individuell mit den Jobcentern in gemeinsamer Einrichtung, welche Prozessschritte vom Jobcen-
ter und welche von den Agenturen wahrgenommen werden. In der Folge kann es dazu kommen,
dass die Aufgabenverteilung je nach Jobcenter und Agentur unterschiedlich geregelt ist. Es entste-
hen neue Schnittstellen, die eine vermehrte Abstimmung erfordern.

2) Leistungen und Betreuung ab 1. April 2025 eingereister ukrainischer Geflliichteter

Nach einem Referentenentwurf des BMAS zum Leistungsrechtsanpassungsgesetz gehen ab 1. April

2025 eingereiste ukrainische Gefllchteten aus der Grundsicherung fur Arbeitsuchende nach dem
SGB II stufenweise in das Asylbewerberleistungsgesetz tber. Fir diese Personengruppe sind dann
nicht mehr die Jobcenter, sondern die kommunalen Asylbehérden zustandig. Es ist zu erwarten,
dass die mit dem Rechtskreiswechsel verbundenen Mehrausgaben die Einsparungen Uberwiegen.
Der Bund rechnet mit monatlich 12.000 Personen weniger im SGB II. Im Jahr 2026 werden


https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/412/VO.html
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/leistungsrechtsanpassungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=8

Einsparungen von insgesamt 1,32 Mrd. Euro erwartet. Dem stehen nach der Einschatzung im Refe-
rentenentwurf Mehrausgaben fur Lander und Kommunen von bis zu 1,38 Mrd. Euro gegenuber.
Der Bund beabsichtigt, die Lander fir ihre entstehenden Mehrausgaben pauschal zu entlasten.
Dieser Betrag ware auf die Einsparungen beim Bund anzurechnen.

Zudem besteht das Risiko, dass sich die Arbeitsmarktintegration der von der Neuregelung betroffe-
nen Gefluchteten verschlechtert: Eine verpflichtende Beratung durch die kommunalen Asylbehér-
den oder die Verpflichtung, zumutbare Arbeit aufzunehmen, gibt es im Vergleich zu der bisherigen
Betreuung durch die Jobcenter nach dem SGB II nicht. Nach dem Aufgabenibergang sind die
Agenturen fur die Arbeitsmarktintegration zustandig. Dieses Angebot kénnen die Geflichteten frei-
willig nutzen. Nach den Prufungserkenntnissen des Bundesrechnungshofes gelingt die nahtlose
Betreuung fiir eine Integration in Arbeit bei Ubergangen der Zusténdigkeit von einer auf die an-
dere Organisation haufig nicht. Die Chancen einer ztgigen Integration in Arbeit wirden so schwin-
den.

- Aufgabenverlagerungen sollten gesamtstaatlich betrachtet werden. Hierbei sind Risiken und Chan-
cen sorgfdltig abzuwdégen. Einsparungen in einem System sollten nicht zu héheren Aufwdnden in an-
deren Systemen fiihren. Zudem sollte ein Aufgabeniibergang die Effizienz einer Regelung nicht be-
eintrdchtigen.



Linkliste

Im Folgenden finden Sie eine Liste mit verdffentlichten Prifungsergebnissen des Bundesrech-
nungshofes sowie Gutachten und Stellungnahmen des Bundesbeauftragten fur Wirtschaftlichkeit
in der Verwaltung zu den vier Handlungsfeldern. Die Liste ist nicht abschliel3end. Weitere Prafungs-
ergebnisse finden Sie unter www.bundesrechnungshof.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Berichtssu-

che/Berichtssuche Formular.html.

Handlungsfeld 1: Bund/Lander

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/BWV-Veroeffentli-
chung/impulse25.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/BWV-Veroeffentli-
chung/impulse-parlament-regierung-bwv-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/BWV-Veroeffentli-
chung/finanzbeziehungen-zwischen-bund-und-laendern-volltext.pdf

- bhttps://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2020/bundesauf-
tragsverwaltung-leistungen-kosten-unterkunft-volltext.pdf

- bhttps://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/BWV-Veroeffentli-
chung/foeko-gutachten-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/ordnungsma-

essigkeit-bei-kommunalen-traegern-im-sgb-ii-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/fallabschluss-

volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/leistungen-

gefluechtete-ukraine-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/betreuung-
selbststaendiger-sgb2-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/integrations-

prozess-arbeitsloser-frauen-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/leistungen-

unterkunft-und-heizung-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungs-

band-2022/bemerkungen-ergaenzungsband.pdf (Nummer 28)
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2022/buergergeld-
gesetz-volltext.pdf
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Handlungsfeld 2: Burgergeld

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/einzelplan-
2025/11-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/zumutbarkeit-

volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/unzumutbar-

keit-kindererziehung-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/leistungen-

unterkunft-und-heizung-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/covid-bmas-
volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/hauptband-
2024/07-volltext.pdf

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2017/bemerkungen-
2017-volltext.pdf (Nummer 10)

Handlungsfeld 3: Datenaustausch und IT

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2019/betreuung-
von-fluechtlingen-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/leistungen-

gefluechtete-ukraine-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/ordnungsma-

essigkeit-bei-kommunalen-traegern-im-sgb-ii-volltext

Handlungsfeld 4: Aufgabenverlagerung

- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/einzelplan-
2025/11-volltext.pdf
- https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2020/integrations-

arbeit-mit-gefluechteten-volltext



https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/leistungen-unterkunft-und-heizung-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/leistungen-unterkunft-und-heizung-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/hauptband-2024/07-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/hauptband-2024/07-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2017/bemerkungen-2017-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2017/bemerkungen-2017-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2019/betreuung-von-fluechtlingen-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2019/betreuung-von-fluechtlingen-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/leistungen-gefluechtete-ukraine-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/leistungen-gefluechtete-ukraine-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/ordnungsmaessigkeit-bei-kommunalen-traegern-im-sgb-ii-volltext
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/ordnungsmaessigkeit-bei-kommunalen-traegern-im-sgb-ii-volltext
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/einzelplan-2025/11-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2025/einzelplan-2025/11-volltext.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2020/integrationsarbeit-mit-gefluechteten-volltext
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2020/integrationsarbeit-mit-gefluechteten-volltext

	Empfehlungen für mehr Effizienz und Wirksamkeit bei steuerfinanzierten Sozialleistungen
	Linkliste
	Sozialstaatskommission_BRH_2025.09.12.pdf
	Prüfungserkenntnisse und Empfehlungen zu steuerfinanzierten Sozialleistungen
	Bundesrechnungshof��Kurz vorab.
	BUND/Länder��Wer zahlt, muss steuern können.
	Bürgergeld��Konsequenter fordern. 
	�Datenaustausch und IT��Schnittstellen harmonisieren.
	Aufgabenverlagerung��Gesamtstaatlich denken.
	Fazit��Was jetzt getan werden muss.
	��Quellen��Mehr erfahren Sie hier.




